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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Mai 1964 

6 — 68040 — 5348/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der 
Verordnung Nr, 13/64/EWG (Milch und 
Milcherzeugnisse) des Rats der Europäischen 
W irtschaf tsgemeinschaf t 
{Durchführungsgesetz EWG Milch und Milch- 
erzeugnisse) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 268. Sitzung 
am 24. April 1964 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
(Milch und Milcherzeugnisse) 
des Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Durchführungsgesetz EWG Milch und Milcherzeugnisse) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Die Bundesregierung setzt jährlich gemäß Artikel 
17 der Verordnung Nr. 13/64/EWG des Rats vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 549/64) durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
den Richtpreis ab Hof für ein Kilogramm Milch mit 
einem Fettgehalt von 3,7 vom Hundert fest. 

§ 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) setzt im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, die Schwellenpreise für 
die Erzeugnisse nach Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben b 
bis e der Verordnung Nr. 13/64/EWG fest. 

§ 3 

(1) Die Abschöpfungssätze für die einzelnen Er- 
zeugnisse werden durch die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Fette (Einfuhr- und Vorratsstelle) errech- 
net und durch Aushang in ihrem Dienstgebäude 
bekanntgegeben. Sie werden nach Maßgabe der 
Durchführungsbestimmungen der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gemäß Arti- 
kel 8 Abs. 2 der Verordnung Nr. 13/64/EWG ge- 
ändert. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, 

1. gemäß den Durchführungsbestimmungen 
zu Artikel 2 Abs. 7 der Verordnung Nr. 
13/64/EWG die pauschalen Beträge, welche 
der Auswirkung der bei der Einfuhr er- 
hobenen inländischen Abgaben entspre- 
chen, festzusetzen, 

2. im Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stern für Wirtschaft und der Finanzen die 
Vorschriften zu erlassen, die zur Durch- 
führung des Artikels 8 Abs. 2 der Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG und der dazu 


ergangenen Durchführungsbestimmungen 
erforderlich sind. 

(3) Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, 

1. Vorschriften erlassen, nach denen im 
Rahmen des Artikels 6 Abs. 2 der Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG Abschöpfungs- 
sätze erhöht werden, 

2. falls die Bundesrepublik Deutschland 
durch die Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft dazu ermächtigt 
wird, nach Artikel 9 Abs. 1 und 2 der 
Verordnung Nr. 13/64/EWG die Abschöp- 
fungssätze senken, 

3. die von den Mitgliedstaaten nach Artikel 
9 Abs. 3 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
zu treffenden Maßnahmen durchführen. 

§ 4 

(1) Die Einfuhrlizenz nach Artikel 11 Abs. 1 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG ist die Einfuhr- 
genehmigung nach dem Außenwirtschaftsgesetz 
vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 841), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Durchführung 
der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 26. Juli 
1962 (Bundesgesetzbl, I S. 455). 

(2) Auf die Einfuhrlizenz finden die Vorschrif- 
ten des Außenwirtschaftsgesetzes und der dazu 
ergangenen Rechtsvorschriften Anwendung, so- 
weit sich nicht aus der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
und den dazu ergangenen Durchführungsvorschrif- 
ten etwas anderes ergibt oder dieses Gesetz und 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen nicht etwas anderes bestimmen. 

(3) Die vor Erteilung der Einfuhrlizenz zu stel- 
lende Kaution ist durch Hinterlegung einer Geld- 
summe oder durch Bankbürgschaft zugunsten der 
Bundesrepublik Deutschland zu leisten; sie wird von 
der Einfuhr- und Vorratsstelle verwaltet. 

(4) Der Bundesminister regelt durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, die Höhe der Kaution, soweit diese nicht in 
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Durchführungsbestimmungen der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nach Artikel 
11 Abs, 3 der Verordnung Nr. 13/64/EWG festge- 
setzt ist. 

(5) Für die Entscheidung über den Verfall der 
Kaution .ist die Einfuhr- und Vorratsstelle zustän- 
dig. Die Kaution verfällt zugunsten der Bundesre- 
publik Deutschland. 

§ 5 

(1) Die Einfuhr (§ 4 Abs. 2 Nr. 4 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes) von Butter, die nicht aus pasteuri- 
sierter Sahne hergestellt ist, in 100 Gewichtsteilen 
weniger als 82 Gewichtsteile Fett, mehr als 16 Ge- 
wichtsteile Wasser oder mehr als 2 Gewichtsteile 
fettfreie Trockenmasse enthält und nicht den Be- 
stimmungen der Butterverordnung vom 2. Juni 1951 
(Bundesanzeiger Nr. 110 vom 12. Juni 1951) über 
Markenbutter entspricht, ist verboten. Die Zollstelle 
fertigt Butter zur Einfuhr nur ab, wenn eine Be- 
scheinigung der Einfuhr- und Vorratsstelle vorge- 
legt wird, aus der sich ergibt, daß die Vorausset- 
zungen des Einfuhrverbotes nicht vorliegen. 

(2) Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit den Bundesministern für Wirtschaft, der Finan- 
zen und für Gesundheitswesen durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, Ausnahmen von Absatz 1 zulassen 

1. für geringfügige Mengen, 

2. für Butter, die nicht in den freien Ver- 
kehr gebracht wird, und 

3. bei Versorgungsschwierigkeiten. 

§ 6 

Der Bundesminister setzt im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Wirtschaft und der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, den Interventions- 
preis für inländische frische Butter der ersten Qua- 
lität sowie Interventionsorte fest. 

§ 7 

(1) Interventionsstelle ist die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle. 

(2) Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, zur Sicherung der Wirtschaft- 
lichkeit der Interventionsmaßnahmen Mindestmen- 
gen für den einzelnen Ankauf von inländischer fri- 
scher Butter festsetzen. 

(3) Die Interventionsstelle gibt nach Weisung des 
Bundesministers die zur Durchführung der Interven- 
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§ 8 

(1) Der Bundesminister erläßt im Einvernehmen 
mit den Bundesministern für Wirtschaft und der 


Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, Bestimmungen 
über die Voraussetzungen, die Höhe und das Ver- 
fahren bei Erstattungen nach Artikel 14 der Verord- 
nung Nr. 13/64/EWG; dabei kann die Einfuhr- und 
Vorratsstelle als die für die Durchführung zustän- 
dige Stelle bestimmt werden. 

(2) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über Er- 
stattungen ist der Rechtsweg zu den Gerichten der 
Finanzgerichtsbarkeit gegeben. Gegen die Bescheide 
über Erstattungen einschließlich der Bescheide, 
durch die erstattete Beträge zurückgefordert wer- 
den, findet das Berufungsverfahren nach der Reichs- 
abgabenordnung statt. Im Berufungsverfahren ge- 
gen Bescheide der Einfuhr- und Vorratsstelle tritt 
diese an die Stelle des Finanzamtes. Im übrigen fin- 
det das Beschwerdeverfahren nach der Reichsabga- 
benordnung statt. 

§ 9 

(1) Die auf Grund des Außenwirtschaftsgesetzes 
zulässigen Schutzmaßnahmen können auch zur Wah- 
rung der durch Artikel 16 der Verordnung Nr. 13/ 
64/EWG geschützten Belange getroffen werden. So- 
weit nach dem Außenwirtschaftsgesetz hierfür 
Rechtsverordnungen erforderlich sind, werden sie 
vom Bundesminister im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft erlassen; diese 
Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates. 

(2) Im übrigen kann der Bundesminister im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, im Rahmen des Artikels 16 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen treffen, insbesondere Bestim- 
mungen über eine Erhöhung der Abschöpfungssätze, 
über Mindestpreise, Verwendungsbeschränkungen 
und eine Verpflichtung des Einführers, die einzu- 
führenden Erzeugnisse der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle zu überlassen. Dabei kann die Einfuhr- und 
Voratsstelle als die für die Durchführung zustän- 
dige Stelle bestimmt werden. 

(3) Für die Mitwirkung des Bundestages und des 
Bundesrates bei den Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 2 gilt § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
entsprechend. 

§ 10 

(1) Die Bundesregierung kann durch Rechts Ver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Be- 
stimmungen erlassen, die zur Durchführung solcher 
Verordnungen, Entscheidungen und Richtlinien des 
Rats oder der Kommission erforderlich sind, die der 
Rat oder die Kommission im Rahmen der Markt- 
oiganisation für Milch und Milcherzeugnisse nach 
den Bestimmungen des Zweiten Teils Titel II des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft erläßt; dabei kann die Einfuhr- 
und Vorratsstelle als die für die Durchführung zu- 
ständige Stelle bestimmt werden. 
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(2) Die Bundesregierung kann ihre Befugnis nach 
Absatz 1 auf einzelne Bundesminister übertragen. 

§ 11 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
den Bundesministern der Finanzen und für Wirt- 
schaft für Einfuhren aus Frankreich in das Saarland 
im Rahmen der Kontingente, die nach Artikel 63 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur Regelung 
der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1587) vereinbart worden sind, durch 
allgemeine Verwaltungsvorschriften Abgabenver- 
günstigungen gewähren, die im wesentlichen den 
Abgabenvergünstigungen gleichwertig sind, die auf 
Grund des Artikels 63 des Saarvertrages in An- 
spruch genommen werden könnten. Durch diese Ver- 
waltungsvorschriften kann bestimmt werden, daß 
der Antragsteller von der Hinterlegung einer Geld- 
summe oder der Leistung einer Bankbürgschaft be- 
freit wird. 

§ 12 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einer Vorschrift einer nach §§ 8 bis 10 
ergangenen Rechtsverordnung oder einer auf Grund 
einer solchen Verordnung erlassenen vollziehbaren 
Verfügung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsver- 
ordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Der Versuch einer vorsätzlichen Ordnungs- 
widrigkeit nach Absatz 1 kann geahndet werden, 
wenn die Rechtsverordnung dies bestimmt. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
lich 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen eine Geneh- 
migung oder Bescheinigung zu erschlei- 
chen, die nach einer zur Durchführung der 
Verordnung Nr. 13/64/EWG oder dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschrift er- 
forderlich ist, 

2. die Nachprüfung (§ 44 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes) von Umständen, die nach 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG, nach die- 
sem Gesetz oder nach einer zur Durch- 
führung der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
oder dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
vorschrift erheblich sind, dadurch verhin- 
dert oder erschwert, daß er Bücher und 
Aufzeichnungen, deren Führung oder Auf- 
bewahrung ihm nach handeis- oder steuer- 
rechtlichen Vorschriften obliegt, nicht oder 
nicht ordentlich führt, nicht aufbewahrt 
oder verheimlicht. 

(4) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann, 
wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, 


2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünfundzwanzigtausend 
Deutsche Mark 

geahndet werden. Eine Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 3 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu fünf- 
zigtausend Deutsche Mark, eine Ordnungswidrig- 
keit nach Absatz 3 Nr. 2 mit einer Geldbul5e bis zu 
zehntausend Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 13 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 12 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines 
anderen handelt. Dies gilt auch dann, wenn die 
Rechtshandlung, welche die Vertretungsbefugnis 
begründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem aus- 
drücklich damit betraut ist, in eigener Verantwor- 
tung Pflichten zu erfüllen, welche die nach §§ 8 
bis 10 ergangenen Rechtsverordnungen oder eine 
auf Grund dieser Verordnungen erlassene vollzieh- 
bare Verfügung auferlegen. 

§ 14 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
durch § 12 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so 
kann gegen den Inhaber oder Leiter des Unterneh- 
mens oder den gesetzlichen Vertreter des Inhabers 
oder ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs einer juristischen Person oder 
einen vertretungsberechtigten Gesellschafter einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Geldbuße fest- 
gesetzt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig 
ihre Aufsichtspflicht verletzt haben und der Ver- 
stoß hierauf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt im Falle eines Versto- 
ßes gegen § 12 Abs. 1 oder Abs. 3 Nr. 1 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu fünfundzwanzigtausend Deutsche 
Mark. 

Im Falle eines Verstoßes gegen § 12 Abs. 3 Nr. 2 
beträgt die Geldbuße 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu zehntausend Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu fünftausend Deutsche Mark. 

§ 15 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
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kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Zuwider- 
handlung nach den §§ 12 oder 14, so kann auch 
gegen die juristische Person oder die Personenhan- 
delsgesellschaft eine Geldbuße nach Maßgabe die- 
ser Vorschriften festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr gezogen hat. 

§ 16 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 


S. 574/64) bezeichneten Erzeugnissen nach 
den §§ 5, 6, 8 bis 16, 

4. die Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlacht- 
vieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse im 
Bereich des Waren- und Dienstleistungsver- 
kehrs mit den in Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 20 (Schweinefleisch) des Rats der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 

4. April 1962 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften 1962, S. 945) bezeichneten 
Erzeugnissen sowie mit den in Artikel 1 der 
Verordnung Nr. 14/64/EWG des Rats vom 

5. Februar 1964 über die schrittweise Errich- 
tung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Rindfleisch (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 562/64) bezeichneten 
Erzeugnissen nach den §§ 5, 6, 8 bis 16." 


§ 17 

Gegenstände, auf die sich eine der in § 12 mit 
Geldbuße uediohteri I landluiigeii uezieliL, Koriiien 
eingezogen werden. Im übrigen gelten die Vor- 
schriften des Außenwirtschaftsgesetzes über die Vor- 
aussetzungen der Einziehung, das selbständige Ein- 
ziehungsverfahren und die Entschädigung entspre- 
chend. 

§ 18 


2. In § 28 Abs. 2 wird folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette im 
Bereich des Waren- und Dienstleistungsver- 
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ordnung Nr. 13/64/EWG des Rats vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errich- 
tung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Milch und Milcherzeugnisse (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften S. 549/64) 
bezeichneten Erzeugnissen nach den §§ 5, 6, 8 
bis 16." 


Die §§ 42 und 43 Abs. 3 bis 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 19 

Die Verwaltungsbehörde und die Einfuhr- und 
Vorratsstelle können die ihnen durch § 44 des 
Außenwirtschaftsgesetzes eingeräumten Befugnisse 
auch ausüben, um die Einhaltung der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG, dieses Gesetzes und der zur Durch- 
führung der Verordnung Nr. 13/64/EWG und dieses 
Gesetzes ergangenen Rechtsvorschriften zu über- 
wachen. Sie können ferner zur Überwachung des 
Einfuhrverbotes nach § 5 ohne Entschädigung Proben 
fordern und entnehmen. 

§ 20 

Das Außenwirtschaftsgesetz wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 28 Abs. 2 Nummern 3 und 4 erhalten folgende 
Fassung: 

„3. die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide 
und Futtermittel im Bereich des Waren- und 
Dienstleistungsverkehrs mit den in Artikel 1 
der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rats 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 4. April 1962 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften 1962, S. 933) und 
mit den in Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 16/64/EWG des Rats vom 5. Februar 1964 
über die schrittweise Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Reis 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 


3. § 44 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Verwaltungsbehörde, die Deutsche Bun- 
desbank, das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft, die Außenhandelsstelle für 
Erzeugnisse der Ernährung und Landwirt- 
schaft, die Einfuhr- und Vorratsstelle für Ge- 
treide und Futtermittel, die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch und Fleisch- 
erzeugnisse und die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Fette können Auskünfte verlangen, 
soweit dies erforderlich ist, um die Einhaltung 
dieses Gesetzes und der zu diesem Gesetz 
erlassenen Rechtsverordnungen zu über- 
wachen. " 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Verwaltungsbehörde und die Deutsche 
Bundesbank können zu dem genannten Zweck 
auch Prüfungen bei den Auskunftspflichtigen 
vornehmen; das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft, die Außenhandelsstelle für 
Erzeugnisse der Ernährung und Landwirt- 
schaft, die Einfuhr- und Vorratsstelle für Ge- 
treide und Futtermittel, die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch und Fleisch- 
erzeugnisse und die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Fette können zu den Prüfungen 
Beauftragte entsenden." 

§ 21 

Das Milch- und Fettgesetz in der Fassung vom 
10. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 811), zuletzt 
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geändert durch das Vierte Gesetz zur Änderung des 
Milch- und Fettgesetzes vom 22, Juni 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 411), wird wie folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 5 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Der Betrag für die zusätzliche Käsereimildi- 
stützung wird um den Betrag ermäßigt, der sidi 
aus der Anwendung von Artikel 19 Abs, 5 Satz 2 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG des Rats vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften S. 549/64) ergibt." 

2. In § 20 Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „Butter 
und für Käse" ersetzt durch die Worte „Butter, 
Käse und andere Milcherzeugnisse." 


3. In § 22 Abs. 2 a Satz 2 werden die Worte „und 2" 
ersetzt durch die Worte „bis 3", 

§ 22 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 

§ 23 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1964, soweit es 
jedoch Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts Verord- 
nungen enthält, am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeines 

Die gemeinsame Marktordnung für Milch und Milch- 
erzeugnisse (Verordnung Nr. 13/64/EWG des Rats 
vom 5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse [Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften S. 549/64]) ist am 28. Februar 1964 für 
alle Mitgliedstaaten als unmittelbar geltendes Recht 
in Kraft getreten. Die Regelung des Handelsverkehrs 
und der Interventionen ist ab 1. Juli 1964 anzuwen- 
den. Die Mitgliedstaaten haben alle Maßnahmen zur 
Anpassung ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten zu treffen, damit die Verordnung ab 1. Juli 1964 
angewandt werden kann. Diesem Zweck dient der 
vorliegende Gesetzentwurf. 

Der Gesetzentwurf trägt insbesondere folgenden 
Grundgedanken der gemeinsamen Marktordnung 
Rechnung: 

1. Durch eine innergemeinschaftliche Abschöpfungs- 
regelung werden die einzelstaatlichen Maßn^- 
men zum Schutz der Märkte der Mitgliedstaaten 
ersetzt; hierdurch soll die schrittweise Entwick- 
lung des Warenverkehrs in der Gemeinschaft 
ermöglicht werden. 

2. Um den Milcherzeugern Garantien für ihre Be- 
schäftigung und Lebenshaltung zu gewährleisten, 
wird jährlich in jedem Mitgliedstaat ein Richt- 
preis für Milch ab Hof festgesetzt. Die einzel- 
staatlichen Richtpreise sollen im Laufe der Über- 
gangszeit schrittweise einander angenähert und 
schließlich auf einen vom Rat der europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft festzusetzenden gemein- 
samen Richtpreis vereinheitlicht werden. 

3. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, auf dem 
Buttermarkt zu intervenieren, um ein uner- 


wünschtes Absinken der Butterpreise und damit 
eine Einkommensminderung der Milcherzeuger 
zu verhindern, über eine gemeinschaftliche Inter- 
vention bei Produkten, die insbesondere der 
Eiweißverwertung dienen, wird der Rat binnen 
zwei Jahren entscheiden; bis dahin können die 
Mitgliedstaaten für diese Erzeugnisse einzel- 
staatliche Maßnahmen durchführen. 

Der Gesetzentwurf lehnt sich weitgehend an bereits 
erlassene Durchführungsgesetze zu EWG-Marktorga- 
nisationen an, um eine möglichst einheitliche Ver- 
waltungshandhabung zu sichern. 


B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Nach Artikel 17 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
ist jährlich ein Richtpreis ab Hof festzusetzen, der für 
die Gesamtheit der Milcherzeuger für die jährlich 
insgesamt verkaufte Milch angestrebt wird. Er ist 
auf ein Kilogramm Milch mit einem Fettgehalt von 
3,7 vom Hundert bezogen. Dieser einzelstaatliche 
Richtpreis muß sich im Milchwirtschaftsjahr 1964/65 
innerhalb der durch eine Verordnung des Rats der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft festzusetzen- 
den oberen und unteren Grenze halten. Die Ver- 
pflichtung, den Richtpreis festzusetzen, wird wegen 
ihrer wirtschaftlichen Bedeutung der Bundesregie- 
rung auferlegt. 

Zu §2 

Die Schwellenpreise dienen der Berechnung der 
Abschöpfungsbeträge bei der Einfuhr der unter 
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Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben b bis e der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG fallenden Erzeugnisse. Der Abschöp- 
fungsbetrag entspricht im wesentlichen der Differenz 
zwischen dem Schwellenpreis des einführenden Mit- 
gliedstaates und dem Preis frei Grenze des ausfüh- 
renden Mitgliedstaates, 

Der Schwellenpreis ist für das Milchwirtschaftsjahr 
1964/65 gleich dem durch eine Verordnung des Rats 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft festzuset- 
zenden Referenzpreis zuzüglich den in Artikel 4 der 
Verordnung Nr. 13/64/EWG näher beschriebenen 
Beträgen. 

Für die folgenden Milchwirtschaftsjahre werden 
nach Artikel 20 der Verordnung Nr. 13/64/EWG die 
einzelstaatlichen Schwellenpreise auf der Grundlage 
des gemeinsamen Richtpreises angenähert. 

Zu§ 3 

Die Abschöpfungsbeträge werden nach dem Ab- 
schöpfungserhebungsgcGctz vom 25. Juli 1962 
(BGBl. I S, 453) durch die Bundesfinanzbehörden 
erhoben. Die Errechnung der Abschöpfungssätze 
wird durch die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette 
vorgenommen. Insoweit handelt es sich um eine 
Aufgabe der Ernährungsverwaltung. Absatz 1 Satz 2 
und die Absätze 2 und 3 erfassen die nach der Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG möglichen Änderungen der 
Abschöpfungssätze. 

Zu §4 

Nach Artikel 11 der Verordnung Nr. 13/64/EWG ist, 
abgesehen von einer dort näher bezeichneten Aus- 
nahme, für alle Einfuhren der unter Artikel 1 Abs. 2 
Buchstaben b und c der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
fallenden Erzeugnisse die Erteilung einer Einfuhr- 
lizenz erforderlich. Für die Bundesrepublik regelt 
das Außenwirtschaftsgesetz vom 28. April 1961 
(BGBl. I S. 481) den gesamten Außenwirtschaftsver- 
kehr. Bewährte Verfahrensregelungen des Außen- 
wirtschaftsgesetzes werden deshalb angewandt. 

Zu § 5 

Die Vorschriften sind notwendig zur Sicherung einer 
ausreichenden Kontrolle bei der Einfuhr von Butter 
erster Qualität. Sie entsprechen den in Artikel 2 
Abs. 6 der Verordnung Nr. 13/64/EWG vorgesehe- 
nen Rechten der Mitgliedstaaten, 

Zu § 6 

Der Interventionspreis für frische Butter erster Qua- 
lität entspricht nach Artikel 21 Abs. 1 der Verord- 
nung Nr. 13/64/EWG für das Milchwirtschaftsjahr 
1964/65 dem für Butter festgesetzten Referenzpreis, 
verringert um höchstens 0,30 DM je Kilogramm. 

Für die folgenden Milch Wirtschaftsjahre wird der 
Interventionspreis nach den näheren Voraussetzun- 
gen des Artikels 4 Abs. 3 der Verordnung Nr. 13/ 
64/EWG in Abhängigkeit vom Schwellenpreis jähr- 
lich festgesetzt. 


Die Intervention erfolgt in der Regel an den durch 
Rechtsverordnung noch festzulegenden Interven- 
tionsorten. 

Zu §7 

Die als Interventionsstelle bestimmte Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Fette ist nach Artikel 21 der Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG verpflichtet, die ihr angebo- 
tene inländische frische Butter erster Qualität zu dem 
festgesetzten Interventionspreis zu kaufen. Zur 
Sicherung der Wirtschaftlichkeit der Interventions- 
maßnahmen ist es notwendig, für den einzelnen 
Ankauf eine Mindestmenge festzusetzen. 

Zu§ 8 

Nach Artikel 14 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
kann ein Mitgliedstaat bei der Ausfuhr Erstattungen 
gewähren. Nach den bisherigen Erfahrungen bei der 
Anwendung der EWG-Markorganisationen müssen 
sich die Erstattungssätze so rasch wie möglich den 
Änderungen der Markt- und Preislage anpassen, um 
schwerwiegende Marktstörungen und unberechtigte 
fiskalische Verluste zu vermeiden. Abweichend von 
den enstprechenden Bestimmungen bereits erlasse- 
ner Durchführungsgesetze sollen deshalb an Stelle 
der Bundesregierung die maßgebenden Bundesmi- 
nister bei dem Erlaß der Rechtsverordnungen mit- 
wirken. 

Zu §9 

In Fällen, in denen trotz Anwendung der Abschöp- 
fungsregelung während der Übergangszeit auf 
Grund der Einfuhren ernstliche Störungen eines ein- 
zelstaatlichen Marktes auftreten, ermöglicht Arti- 
kel 16 der Verordnung Nr. 13/64/EWG den Mitglied- 
staaten, die erforderlichen Schutzmaßnahmen zu 
treffen. 

Soweit Schutzmaßnahmen, wie beispielsweise eine 
Einfuhrsperre, bereits nach dem Außenwirtschafts- 
gesetz getroffen werden können, bestimmt § 9 Abs. 1 
ausdrücklich die Zulässigkeit solcher Maßnahmen 
auch im Rahmen des Artikels 16 der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG. Abweichend vom Außenwirtschafts- 
gesetz sollen jedoch die Verordnungen ihrer beson- 
deren Eilbedürftigkeit wegen nicht von der Bundes- 
regierung, sondern vom Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft erlassen wer- 
den können. 

Darüber hinaus nennt § 9 Abs. 2 des Gesetzentwurfs 
mögliche Schutzmaßnahmen, die nicht durch das 
Außenwirtschaftsgesetz gedeckt sind. Für ihren 
Erlaß durch Rechtsverordnung bedurfte es einer 
besonderen Ermächtigung, wobei die EinfuhY- und 
Vorratsstelle für Fette als die für die Durchführung 
zuständige Stelle bestimmt werden kann. 

Zu§ 10 

Die Vorschrift stellt sicher, daß Durchführungsbe- 
stimmungen erlassen werden können, die im Rah- 
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men der Marktorganisation für Mildi und Mildi- 
erzeugnisse nach dem Inkrafttreten dieses Durdi- 
führungsgesetzes noch erforderlich werden. 

Zu§ 11 

Die Vorschrift berücksiditigt die Bestimmungen des 
Saarvertrages. 

Zu §§ 12 bis 19 

Es handelt sich um Vorschriften über die Ahndung 
von Zuwiderhandlungen. 

Zu § 20 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide soll für 
die Erzeugnisse der EWG-Verordnung Reis, die Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch und 
Fleischerzeugnisse soll für die Erzeugnisse der EWG- 
Verordnung Rindfleisch, die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Fette soll für die Erzeugnisse der EWG- 
Verordnung Milch und Milcherzeugnisse Genehmi- 
gungsstelle nach dem Außenwirtschaftsgesetz wer- 
den. Damit sollen die sich aus der Ausführung der 
EWG-Verordnungen ergebenden Aufgaben nicht- 
ministerieller Art im Interesse der Verwaltungsver- 
einfachung für jeden Warenbereich auf eine Dienst- 
stelle konzentriert werden. 


Zu§ 21 

Nummer 1 

Nach Artikel 19 Abs. 5 in Verbindung mit Artikel 29 
Abs. 1 der Verordnung Nr. 13/64/EWG können die 
ausgleichenden Maßnahmen nach § 12 des Milch- 
und Fettgesetzes (Trinkmilch- Werkmilch- Ausgleich) 
zunächst weiter durchgeführt werden. Den Vor- 
schriften über einen Abbau von Beihilfen unterliegt 
nur der Teil der Stützungsbeträge, der unmittelbar 
zugunsten eines Erzeugnisses gegeben wird. Dieser 
Bestimmung der Verordnung Nr. 13/64/EWG trägt 
§ 21 Nr. 1 Rechnung. 

Nummer 2 

Nach einer Entschließung des Rats der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 19. Dezember 1963 
[R/91/64 (AGRI 40)] haben die Mitgliedstaaten eine 
amtliche Regelung für Preisnotierungen einzuführen, 
damit das Funktionieren der Abschöpfungsregelung 
sichergestellt ist. Aus diesem Grund werden die bis- 
herigen Vorschriften über amtliche Notierungen 
erweitert. 

Nummer 3 

Bei der Abfassung des Vierten Gesetzes zur Ände- 
rung des Milch- und Fettgesetzes vom 22. Juni 1963 
(BGBl. I S. 411) ist in § 22 Abs. 2 a des Milch- und 
Fettgesetzes ein redaktionelles Versehen unterlau- 
fen, das durch die Änderung beseitigt wird. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zur Präambel 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Durch die §§20 und 21 des im Entwurf vorliegen- 
den Gesetzes sollen das Außenwirtschaftsgesetz 
und das Milch- und Fettgesetz förmlich geändert 
werden. Die formelle Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes bedarf nach ständiger Rechtisauf- 
fassung des Bundesrates seiner Zustimmung. 

Ferner gelten nach § 18 des Entwurfs die §§ 42 
und 43. Abs. 3 bis 6 des Außenwirtschaftsgesetzes 
entsprechend. Diese Vorschriften normieren die 
Zuständigkeit von Landesbehörden (Freihafen- 
amt Hamburg). Die Regelung ihrer Zuständigkeit 
bedarf nach Artikel 84 Abs, 1 GG der Zustim- 
mung des Bundesrates. Außerdem werden durch 
die obengenannten Vorschriften die Zolldienst- 
stellen für die Verfolgung von Ordnungswidrig- 
keiten zuständig. Damit werden auf eine bundes- 
eigene Verwaltung mit Mittel- und Unterbau 
neue Aufgaben übertragen, was nur unter den 
Voraussetzungen des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 
GG zulässig ist. Diesen Gesichtspunkten hat die 
Bundesregierung in demi gleichzeitig vorgelegten 
Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der 
Verordnung Nr. 14/64/EWG (Rindfleisch) des 
Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Durchführungsgesetz EWG Rindfleisch) — BR- 
Drucksache 150/64, BT-Drucksache IV/2254 — 
Rechnung getragen. 

2. Zu § 1 

In § 1 sind die Worte „ , die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf," durch die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist ohne Mitwirkung von Länder- 
organen, z. B. der statistischen Landesdienststel- 
len, nicht vollziehbar. Da der Richtpreis Funda- 
ment und Ziel der Milchwirtschaft jedes Mitglied- 
staates ist und die Ertragslage der Landwirtschaft 
in hohem Maße über das Milchgeld beeinflußt 
wird, ist sachlich und als Folge der Hergabe von 
Landesmitteln auch haushaltsrechtlich die Beteili- 
gung der Länder bei der jährlichen Bestimmung 
des Richtpreises unerläßlich. 

Die Tatsache, daß die Höchstgrenze des Richt- 
preises für das ab 1. April 1964 beginnende Wirt- 
schaftsjahr durch eine Zusage der Bundesregie- 


rung bereits festgelegt ist (Entschließung des 
Rates Über die Festsetzung der Richtpreise für 
Milch 64/200/EWG — Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften, S. 828/64) steht dem nicht ent- 
gegen, 

3. Zu § 5 

In Absatz 1 ist nach dem Wort „Sahne" das Wort 
„ (Rahm) " einzufügen. 

Begründung 

Anpassung an den Sprachgebrauch des § 2 Nr. 8 
der Ersten Verordnung zur Ausführung des 
Milchgesetzes vom 15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 150), des § 1 Abs. 3, 4 und 5 des Milch- und 
Fettgesetzes und des § 1 der Butterverordnung 
vom 2. Juni 1951, der die Begriffsbestimmung für 
Butter enthält. 

4. Zu § 6 

In § 6 sind die Worte „ , die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf," durch die Worte „mit 
Zustimmung des Bundesrates" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Bundesgebiet werden mehr als zwei Drittel 
der an die Molkereien gelieferten Milch zu 
Butter verarbeitet. Damit wird der Milchpreis zu 
mehr als zwei Drittel durch den Butterpreis be- 
stimmt, der Über den Interventionspreis noch zu- 
sätzlich marktpolitisch beeinflußt werden kann. 
Bei dieser Bedeutung des Interventionspreises 
für den Ertrag jeder Milchwirtschaft erscheint 
eine Mitwirkung der Länder beim Erlaß der 
Rechtsverordnungen unerläßlich. 

5. Zu § 10 

In Absatz 2 sind nach den Worten „nach Ab- 
satz 1" die Worte „durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

6. Zu § 18 

§ 18 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 18 

Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist zulässig. 
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Die §§42 und 43 Abs. 3 bis 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes gelten entsprechend." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf § 67 
OWiG. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zur Präambel 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes (hier des Außenwirtschaftsgeset- 
zes und des Milch- und Fettgesetzes) nur dann 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, wenn 
durch das Änderungsgesetz Vorschriften geän- 
dert werden, die die Zustimmungsbedürftigkeit 
des ursprünglichen Gesetzes begründet haben. 
Das ist bei den zu ändernden Vorschriften des 
Milch- und Fettgesetzes und des Außenwirt- 
schaftsgesetzes nicht der Fall. 

§ 18 des Entwurfs regelt nicht die Einrichtung 
von Landesbehörden und das Verwaltungsver- 
fahren im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG. Das 
Freihafenamt Hamburg hat bei der Wahrneh- 
mung der hier in Betracht kommenden Aufgaben 
die Stellung eines Hauptzollamtes und damit 
einer Bundesbehörde (vgl. § 43 Abs. 6 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes und § 18 a des Gesetzes über 
die Finanzverwaltung in der Fassung vom 
23. April 1963 ^ BGBl. I S. 197 — i, V. m. § 2 
des Abschöpfungserhebungsgesetzes) . 

Die Verfolgung von Ordnimgswidrigkeiten wird 
den Zolldienststellen nicht als neue Aufgabe im 
Sinne des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG über- 
tragen. Es handelt sich vielmehr um Aufgaben, 
wie sie die Zolldienststellen bisher, insbesondere 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz, wahrgenom- 
men haben. 


2 . Zu § 1 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Mitwirkung des Bundesrates bei der jähr- 
lichen Festsetzung des Richtpreises begegnet im 
Hinblick auf die Fristen in der Verordnung 
Nr, 13/64/EWG erheblichen Schwierigkeiten. Die 
Bundesregierung hat die Verpflichtung, die 
Rechts Verordnung über den Milchrichtpreis für 
das Milch Wirtschaftsjahr 1964/65 bis zum 
15. März 1964 (Artikel 17 Abs. 3 VO 13/64/EWG) 
und in den folgenden Jahren bis zum 15. Februar 
jeden Jahres (Artikel 17 Abs, 1 VO 13/64/EWG) 
zu erlassen. Die Grundlagen hierzu bestinunt der 
Rat bis zum 15. Januar jeden Jahres (Artikel 18 
Abs. 2 VO 13/64/EWG). Binnen eines Monats 
ist es iiiclit möglich, die Länder anzuhoren, einen 
Kabinettsbeschluß herbeizuführen und danach 
noch die Zustimmung des Bundesrates einzu- 
holen. 


Den Umfang der Beihilfen der Länder zum Milch- 
auszahlungspreis klärt die Bundesregierung mit 
den Ländern bereits vor der Ausarbeitung des 
jeweiligen Entwurfs einer Rechtsverordnung. Ab 
1965 trifft die Vorentscheidungen über den Richt- 
preis (Artikel 18 Abs, 2 VO 13/64/EWG) der Rat 
der EWG, so daß ein Spielraum für die Entschei- 
dung eines Mitgliedstaates — und damit der 
Bundesregierung — nicht mehr verbleibt, 

3. Zu § 5 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

4. Zu § 6 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Interventionspreis richtet sich nach den ein- 
gehenden Grundsätzen, die der Rat der EWG 
erläßt (Artikel 21 VO 13/64/EWG). Ein Spiel- 
raum von Bedeutung ist der Bundesregierung 
hinsichtlich des Interventionspreises nicht gege- 
ben. Auch könnten die in der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG festgesetzten Fristen nicht ein- 
gehalten werden, wenn bei der Festsetzung der 
Interventionspreise jeweils die Zustimmung des 
Bundesrates eingeholt werden müßte. 

5. Zu § 10 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Eine Verordnung, durch die nach Artikel 80 
Abs. 1 Satz 4 GG eine Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen auf einzelne Bundes- 
minister übertragen wird, bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Diese Zustimmung 
ist auch nicht in § 12 Abs. 2 des Durchführungs- 
gesetzes zur EWG-Verordnung Nr, 19 (Getreide) 
und in § 8 Abs. 2 des Durchführungsgesetzes zu 
den EWG-Verordnungen Nr, 20 (Schweine- 
fleisch), Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügelfleisch) 
vorgesehen. 

6. Zu § 18 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß Satz 2, um eine doppelte Verweisung 
auf § 67 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten zu vermeiden, folgende Fassung erhält: 

„Die §§42 und 43 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 bis 6 
des Außenwirtschaftsgesetzes gelten entspre- 
chend," 
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